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Steuerart Fälligkeit 1 �Für den abgelaufenen Monat.
2 ��Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für 

den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfrist-
verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

3 �Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldun-
gen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmel-
dungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) 
abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonn-
tag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

4 �Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die 
Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugs-
ermächtigung erteilt werden.

5 �Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge 
sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des lau-
fenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge 
zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei 
allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. 
Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 24.04.2015) an die jeweilige Einzugsstelle 
übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. 
Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 
oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag1 10.04.2015 11.05.2015

Umsatzsteuer2 10.04.2015 11.05.2015

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 13.04.2015 15.05.2015

Scheck4 07.04.2015 08.05.2015

Gewerbesteuer entfällt 11.05.2015

Grundsteuer entfällt 11.05.2015

Ende der Schonfrist 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:

Überweisung3 entfällt 18.05.2015

Scheck4 entfällt 12.05.2015

Sozialversicherung5 28.04.2015 27.05.2015

Kapitalsteuer, Solidaritätszuschlag
Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf 
entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit einer Gewinnaus-
schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen.

Termine April/Mai 2015

Ausgabe April 2015

Fünf-Jahres-Frist
Hemmung der Festsetzungsver­
jährung bei strafbarem Bezug von 
Kindergeld

Teilt ein Kindergeldberechtigter der 
Familienkasse den Wegfall der An-
spruchsvoraussetzungen nicht mit, 
begeht er eine Steuerordnungs
widrigkeit.
Damit ist der Tatbestand der leicht-
fertigen Steuerverkürzung erfüllt. Die 
Verfolgung dieser Ordnungswidrigkeit 
verjährt in fünf Jahren. Die Verjährung 
beginnt mit der letztmaligen Auszah-
lung des Kindergeldes. In diesem Fall 
kann also die Kindergeldfestsetzung 
innerhalb von fünf Jahren aufgehoben 
werden.

Schenkungsteuerliche Behand­
lung von Lebensversicherungs­
zahlungen für Dritte

Bewertung mit 
Nennwert

Zahlt eine Person Versicherungs-
beiträge ohne eine Gegenleistung 
für die Lebensversicherung eines 
anderen Versicherungsnehmers, 
handelt es sich um Schenkungen. 
Sie sind mit dem Nennwert zu be-
werten.
Der Bundesfinanzhof lehnt es ab, 
die Beitragszahlungen mit einem 
2/3-Wert als anteilige Erhöhung des 
späteren Lebensversicherungsan-
spruchs zu bewerten.



Kein Zufluss steuerbarer Einnahmen aus Kapitalvermögen bei Verzicht auf Teilauszahlungen im Rahmen einer 
Lebensversicherung gegen Einmalzahlung

Zinsanteile in Kaufpreisraten bei Grundstücksverkäufen

Gesamtbetrag muss unverändert ausgezahlt werden

Zinsfestlegung nach Bewertungsgesetz

Bei einer Lebensversicherung gegen 
Einmalzahlung ist ein vor dem Lauf-
zeitende erklärter Verzicht des Versi-
cherungsnehmers auf vertraglich ver-
einbarte Teilauszahlungsansprüche al-
lenfalls eine Stundung, nicht aber eine 
Schuldumschaffung (Novation) der 
Ansprüche, so dass keine Einnahmen 
zufließen.
Ein Steuerzahler schloss im Rahmen 
einer Wealthmaster-Noble-Police eine 
darlehensfinanzierte Kapitallebensver-
sicherung gegen Einmalzahlung und 
mit einer Laufzeit von 35 Jahren ab. 
Vorgesehen waren regelmäßige vier-
teljährliche Auszahlungen, nach Ablauf 
von zehn Jahren (für fünf Jahre) jähr-
liche Auszahlungen, eine Einmalzah-
lung nach zehn Jahren in Höhe von 
320.000 DM und in der Auszahlungs-
phase 20 Jahre lang eine jährliche 
Zahlung von 40.000 DM.
Die vorgesehenen vierteljährlichen Teil-
zahlungen erfolgten auf Antrag des 
Steuerzahlers nicht. Nach neun Jah-
ren kündigte er den Vertrag. Der dar-

Wird die Kaufpreisforderung aus ei-
nem Grundstücksverkauf für mehr als 
ein Jahr gestundet, enthalten die zwi-
schen Besitzübergang und Fälligkeit 
des Kaufpreises zu zahlenden Raten 
einen Zinsanteil.
Ein Mann verkaufte im September 
2005 sein Wohngrundstück. Der Nut-
zen- und Lastenwechsel erfolgte zum 
1. April 2006. Die Käufer zahlten auf den 
Kaufpreis ab diesem Datum Teilbeträ-
ge von monatlich mindestens 2.000 €. 
Der gesamte restliche Kaufpreis war 
am 31. März 2011 fällig. Zinszahlun-
gen wurden weder vereinbart, noch 
ausgeschlossen. Das Finanzamt mein-
te, die in einem Jahr gezahlten Raten 
von 24.000 € enthielten einen Zinsan-
teil von 4.344 € und besteuerte diesen 
als Einkünfte aus Kapitalvermögen.
Der Bundesfinanzhof bestätigte das 

aufhin ausgezahlte Restwert der Ver-
sicherung reichte nur für die teilweise 
Ablösung des Darlehens. Zur Tilgung 
im Übrigen setzte der Steuerzahler Ei-
genmittel ein. Zinsen und Gebühren 
für das Darlehen machte er als Wer-
bungskosten bei den Einkünften aus 
Kapitalvermögen geltend. Das Finanz-
amt berücksichtigte die Werbungs-
kosten nicht.
Der Bundesfinanzhof gab dem Steu-
erzahler Recht. Zinsen und Gebühren 
sind Werbungskosten bei den Einkünf-
ten aus Kapitalvermögen, ohne dass 
die vom Verzicht des Steuerzahlers 

umfassten Teilzahlungsbeträge als Ein-
nahmen zu erfassen sind. Einnahmen 
aus Kapitalvermögen liegen erst vor, 
wenn sie zugeflossen sind. Das Inne-
haben von Ansprüchen oder Rechten 
führt den Zufluss von Einnahmen re-
gelmäßig noch nicht herbei. Denn der 
Steuerzahler muss wirtschaftlich über 
sie verfügen können. Trotz der Abrede 
zu den Teilauszahlungen blieb das Ver-
sicherungsunternehmen verpflichtet, 
den Gesamtbetrag der vereinbarten 
Auszahlungsbeträge unverändert auf-
grund der ursprünglichen Vereinba-
rung auszuzahlen.

Finanzamt. Jede Kapitalforderung, die 
über eine längere Zeit als ein Jahr ge-
stundet ist, enthält einen Zinsanteil. Bei 
wirtschaftlicher Betrachtungsweise ist 
in Fällen langfristig gestundeter Zah-
lungsansprüche davon auszugehen, 
dass der Schuldner bei alsbaldiger 
Zahlung weniger hätte zahlen müs-
sen als bei späterer Zahlung, sodass 
der erst später gezahlte Betrag einen 
Zinsanteil enthält. Außerdem seien die 
monatlich zu zahlenden Teilbeträge 
auch ein Entgelt für die vorzeitige Be-
sitzüberlassung vor der Kaufpreisfäl-
ligkeit gewesen. Bei der Berechnung 
des Zinsanteils ging das Finanzamt 
von dem im Bewertungsgesetz fest-
gelegten Zinssatz von 5,5 % aus, ob-
wohl der marktübliche Zins nachweis-
lich geringer war. Auch daran hielt der 
Bundesfinanzhof fest.

Übertragung eines GmbH-Anteils 
unter Vorbehaltsnießbrauch

Nachträgliche An-
schaffungskosten

Zahlungen für die Ablösung eines 
Vorbehaltsnießbrauchs an einer 
GmbH-Beteiligung gehören zu den 
nachträglichen Anschaffungskosten 
einer wesentlichen Beteiligung.
Erwirbt ein Anteilseigner einen mit 
einem dinglichen Nutzungsrecht 
belasteten GmbH-Anteil, so ist der 
Wert der Beteiligung um den Wert 
des Nutzungsrechts gemindert. Erst 
mit der Ablösung des Nutzungs-
rechts erlangt der Eigentümer die 
vollständige und uneingeschränkte 
Verfügungsberechtigung über die 
Beteiligung. Diese Aufwendungen 
stellen somit nachträgliche Anschaf-
fungskosten der Beteiligung dar.



Wegen verspäteter Zuordnung eines gemischt genutzten Grundstücks zu 
Unrecht gewährte Vorsteuer führt ggfs. zur Berichtigung in den Folgejahren

Rechtzeitige Zuordnung beachten

Verwendet ein Unternehmer ein 
Gebäude sowohl für unternehme
rische als auch außerunternehme
rische Zwecke (z. B. zu eigenen Wohn
zwecken), hat er ein Wahlrecht: Er 
kann das Gebäude in vollem Umfang, 
im Umfang der unternehmerischen 
Nutzung oder überhaupt nicht dem 
Unternehmensvermögen zuordnen. 
Die Zuordnungsentscheidung muss 
er im Zeitpunkt des Leistungsbezugs 
treffen und diese Entscheidung in der 
Umsatzsteuer-Voranmeldung, spätes-
tens aber bis zum 31.5. des Folgejahrs 
dokumentieren. Dokumentiert er nicht 
rechtzeitig die (teilweise) Zuordnung 
zum Unternehmensvermögen, kann er 
die Umsatzsteuer auf die Eingangsleis-
tungen (z. B. Bauleistungen) nicht als 

Vorsteuer abziehen. Hat das Finanz-
amt in einem nicht mehr änderbaren 
Umsatzsteuerbescheid gleichwohl die 
Vorsteuern anerkannt, erfolgt in den 
nächsten zehn Jahren (Berichtigungs-
zeitraum) eine Vorsteuerberichtigung 
dergestalt, dass jedes Jahr ein Zehntel 
der zu Unrecht gewährten Vorsteuer 
zurückgefordert wird.
Die Verwendung für außerunterneh-
merische Zwecke führt nicht zu ei-
ner der Umsatzsteuer unterliegenden 
Verwendungsentnahme. Diese setzt 
nämlich voraus, dass die Verwendung 
zum Vorsteuerabzug berechtigt hat. 
Ob dies der Fall ist, richtet sich nach 
der Rechtslage im Veranlagungszeit-
raum der Verwendung. Da besteht 
aber gerade im Fall der nicht rechtzei-

tigen Zuordnung zum Unternehmens-
vermögen keine Vorsteuerabzugsbe-
rechtigung. Ob das Finanzamt für den 
Veranlagungszeitraum des Leistungs-
bezugs die Vorsteuer zu Unrecht be-
rücksichtigt hat, spielt keine Rolle.
Zu beachten ist, dass auch bei recht-
zeitiger voller Zuordnung des Gebäu-
des zum Unternehmensvermögen der 
Vorsteuerabzug ausgeschlossen ist, 
soweit das Gebäude für außerunter-
nehmerische Zwecke genutzt wird und 
es nach dem 31.12.2010 angeschafft 
oder mit der Herstellung begonnen 
worden ist.

Kapitalgesellschaften: Verdeckte Gewinnausschüttung

Finanzverwaltung und Rechtsprechung 
definieren den Begriff der verdeckten 
Gewinnausschüttung immer enger. 
Damit werden die inhaltlichen Anfor-
derungen an Vereinbarungen zwischen 
Gesellschafter und Gesellschaft erhöht.
Zahlungen einer Kapitalgesellschaft 
(zum Beispiel einer GmbH) an ihre Ge-
sellschafter werden unter anderem nur 
dann als Betriebsausgaben anerkannt, 
wenn sie fremdüblich sind, das heißt 
dem entsprechen, was auch fremde 
Dritte vereinbart hätten. Wird dies ver-
neint, mindert die Ausgabe nicht das 
Einkommen der Gesellschaft und da-
mit die Steuerlast, sondern stellt eine 
verdeckte Gewinnausschüttung (vGA) 
dar. Darunter versteht man eine Ver-
mögensminderung oder die Verhinde-
rung einer Vermögensmehrung einer 
GmbH, die
• �durch das Gesellschaftsverhältnis 

veranlasst ist,
• �sich auf die Gewinnhöhe auswirkt,

• �in keinem Zusammenhang mit einer 
offenen Ausschüttung steht 

und geeignet ist, beim Gesellschafter 
einen Beteiligungsertrag zu bewirken.
Dies gilt selbst dann, wenn die Verein-
barung für die Gesellschaft günstig ist.
Denn nach § 8 Abs. 3 Satz 2 KStG 
dürfen verdeckte Gewinnausschüttun-
gen das Einkommen der Gesellschaft 
nicht mindern. Der Bundesfinanzhof  
hat die Rechtsprechung jetzt für einen 
Fall bestätigt, in dem eine nicht über-
höhte Pacht für einen Firmenwert ge-
zahlt wurde, die Ermittlung der Pacht-
höhe aber unüblich, da sie von der 
Gewinnentwicklung der Verpächterin 
abhängig war.
Information: Die Folgen einer verdeck-
ten Gewinnausschüttung bei einer Be-
triebsaufspaltung bei der die GmbH-
Anteile Sonderbetriebsvermögen dar-
stellen, sind:
a) bei der GmbH: Als vGA qualifizierte 
Vergütungen werden außerbilanziell in 

der Höhe und zum Zeitpunkt der un-
zutreffenden Gewinnminderung dem 
bilanziell ermittelten Gewinn der Ge-
sellschaft hinzugerechnet. Der Hinzu-
rechnungsbetrag unterliegt dabei der 
Körperschaftsteuer (15 %) und der 
Gewerbesteuer, die ihrerseits nicht 
als Betriebsausgabe abzugsfähig ist. 
Infolge der erhöhten Körperschaft-
steuerbelastung erhöht sich auch der 
Solidaritätszuschlag;
b) beim Gesellschafter: Der Gesell-
schafter erzielt Einkünfte aus Gewer-
bebetrieb (§ 15 Abs. 1 EStG). Denn 
seine Beteiligung an der GmbH stellt 
(Sonder-)Betriebsvermögen dar. Diese 
sind nach dem sogenannten Teilein-
künfteverfahren zu versteuern. Danach 
werden außerbilanziell 40 % dieser 
Einkünfte wieder herausgerechnet und 
damit der Vorversteuerung durch die 
GmbH Rechnung getragen.

� Christoph Klumpp, Rechtsanwalt

Die inhaltlichen Vorgaben für verdeckte Gewinnausschüttung werden erweitert



Raucher können verpflichtet werden, 
nur zu bestimmten Zeiten auf dem 
Balkon zu rauchen. Diese Einschrän-
kung ist bei einer wesentlichen Ge-
ruchsbelästigung möglich, hat der 
Bundesgerichtshof entschieden.
Zu entscheiden hatte das Gericht 
einen Streit zwischen Mietern, die in 
über- bzw. untereinander gelegenen 
Wohnungen eines Mehrfamilienhauses 
wohnten. Die Nichtraucher fühlten sich 
vom heraufziehenden Geruch gestört 
und befürchteten Gesundheitsschäden 
durch das Passivrauchen. Sie verlang-
ten, dass den Nachbarn das Rauchen 
zu festgelegten Zeiten auf dem Balkon 
untersagt wurde.
Nach Auffassung der Richter können 
nichtrauchende Nachbarn grundsätz-
lich einen Unterlassungsanspruch ge-
genüber dem rauchenden Nachbarn 
haben. Dieser Abwehranspruch be-
steht aber nur dann, wenn die mit dem 
Tabakrauch verbundenen Beeinträchti-

Balkon-Raucher müssen auf Nachbarn Rücksicht nehmen

Geregelte Zeiten für Balkonnutzung

Strenge Maßstäbe für Existenzgründer zur Glaubhaftmachung ihrer Investi­
tionsabsicht

Investitionsabzugsbetrag

Existenzgründer haben bereits vor der 
Gründung ihres Unternehmens die 
Möglichkeit, für geplante Anschaffun-
gen einen Investitionsabzugsbetrag ge-
winn- und damit auch steuermindernd 
geltend zu machen. An die Glaubhaft-
machung der Investitionsabsicht sind 
strenge Maßstäbe anzulegen. Zwar 
muss die Bestellung eines Wirtschafts-

guts nicht bis zum Ende des Jahres 
nachgewiesen werden, für das der 
Abzugsbetrag geltend gemacht wird, 
aber andere Indizien müssen auf eine 
bevorstehende unverrückbare Investi-
tionsabsicht hinweisen. Die bloße Be-
hauptung reicht nicht aus. Damit hat 
der Bundesfinanzhof die bisher schon 
von ihm vertretene Ansicht bestätigt. 

gungen objektiv als wesentliche Beein-
trächtigung zu werten sind. Bei unwe-
sentlichen Gesundheitsbelästigungen 
kommen Abwehransprüche nur in 
Betracht, wenn Gesundheitsgefahren 
für die nichtrauchenden Nachbarn dro-
hen. Aber auch bei einer wesentlichen 
Beeinträchtigung der Nachbarn kann 
das Rauchen nicht uneingeschränkt 
verboten werden. Nach dem Gebot der 
gegenseitigen Rücksichtnahme müsse 
eine Regelung nach Zeitabschnitten 
gefunden werden. Folglich müssten 
für den Nichtraucher Zeiten gefunden 
werden, in denen er seinen Balkon 
unbeeinträchtigt nutzen kann. Im Ge-
genzug müsste es für den rauchen-
den Nachbarn Zeiten geben, in denen 
er auf dem Balkon rauchen darf. Das 
Gericht verwies den Rechtsstreit an die 
Vorinstanz zur weiteren Sachaufklä-
rung zurück, die nun unter Beachtung 
der höchstrichterlichen Rechtsauffas-
sung neu zu entscheiden hat.

Impressum
Herausgeber
H/W/S GmbH & Co. KG
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Gewerbestraße 17
70565 Stuttgart
Telefon	07 11/ 7 88 92-0
Telefax	 07 11/ 7 88 92-159
www.hws-partner.de

V.i.S.d.P. für tax-i
Marc-Uwe Fischer

V.i.S.d.P. für H/W/S Dr. Pipping 
Rechtsanwalts GmbH
Dr. Hanns-Georg Pipping

Textquellen
- DATEV Kanzleinachrichten, 4/2015
- H/W/S Dr. Pipping 
 Rechtsanwalts GmbH

Konzeption
www.dialogmanufaktur.de

Grafik und Satz
www.leuchtfeuer-kommunikation.de

Bilder
www.fotolia.com

Unser Service im Internet
Dieses aktuelle Heft, aber auch älte-
re Ausgaben der Mandantenzeitung 
finden Sie unter der Adresse:
www.hws-partner.de
Diese fachlichen Informationen sind nach bestem 
Wissen und Kenntnisstand erstellt worden, können 
den zugrundeliegenden Sachverhalt jedoch oftmals 
nur verkürzt wiedergeben.

Die Komplexität und der ständige Wechsel der 
Rechtsmaterie machen es daher notwendig, Haf-
tung und Gewähr für die Angaben auszuschließen. 
Bitte beachten Sie, dass die Informationen eine in-
dividuelle Beratung durch Ihren Steuerberater nicht 
ersetzen können.

Dieser Informationsbrief ist urheberrechtlich ge-
schützt. Jede vom Urheberrecht nicht ausdrücklich 
zugelassene Verwertung bedarf der schriftlichen 
Zustimmung der Herausgeber.


